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Schriftlicher Bericht 
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über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 

Landwirtschaftliche Rentenbank 

- Nr. 4202 der Drucksachen - 


I. Bericht des Abgeordneten ticvenstorff: 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Landwirtschaftliche Rentenbank 
vom 11. Mai 1949 ist vom federführenden Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
in den Sitzungen vom 19. und 20. Mai 1953, außer- 
dem vom Ausschuß für Geld und Kredit in seiner 
Sitzung vom 18. Juni 1953 beraten worden. Die 
Vorschläge des Ausschusses für Geld und Kredit 
hat sich der Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten in seiner Sitzung vom 18. Juni 
1953 zu eigen gemacht. 

Im einzelnen werden gegenüber der Regierungs- 
vorlage folgende Änderungen vorgeschlagen (vgl. 
hierzu Gegenüberstellung): 

Zu Artikel I: 

Nr. 2: 

Außer der in der Regierungsvorlage enthalte- 
nen Vorschrift über ein von der Landwirtschaft- 
lichen Rentenbank verwaltetes Zweckvermögen, 
das durch das Gesetz zur Abwicklung der land- 
wirtschaftlichen Entschuldung vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 203) entstanden ist, hielt der 
Ausschuß eine weitere Ergänzung des § 2 des 
Rentenbankgesetzes, der vom Kapital der Anstalt 
handelt, für wünschenswert. Die derzehige Rege- 
lung, nach der alle Reingewinne, soweit sie nicht 
nach der Satzung zur Bildung anderer Rücklagen 
(z. B. Sonderrücklagen für Verpflichtungen aus 
Anleiheemissionen) zu verwenden sind, der Haupt- 
rücklage zuzuführen sind, erschien dem Ausschuß 
etwas zu starr, weil sie einstweilen, d. h. bis das 
Gesamtkapital (Grundkapital plus Hauptrücklage) 
die 200-Mio-Grenze erreicht, der Anstalt keinerlei 
Verfügungsmöglichkeit über Reingewinne beläßt. 
Da andererseits der Betrag von 200 Mio DM so 
bald wie möglich erreicht werden soll, beschränkte 
sich der Ausschuß auf den Vorschlag, daß 10 v. H. 
des jährlichen Reingewinns bereits jetzt den für 
dessen Verwendung vorgesehenen Zwecken zuge- 
führt werden können, wenn die Anstaltsversamm- 


lung dies gemäß § 9 beschließt. Für die übrigen 
90 V. H. sollen auch weiterhin die oben dargestell- 
ten Bindungen gelten. Zugleich schlug der Aus- 
schuß, wie schon in diesem Zusammenhang er- 
wähnt werden muß, eine geringfügige Abänderung 
des § 9 vor, der in seiner jetzigen Fassung eine 
Verwendung des Reingewinns nur für solche Maß- 
nahmen vorsieht, die — bei Wahrung des Allge- 
meininteresses — die landwirtschaftliche Erzeu- 
gung oder die landwirtschaftliche Forschung 
fördern. Da auch andere, für die Landwirtschaft 
wichtige und dringende Zwecke denkbar sind, 
deren Förderung zum Aufgabengebiet eines zen- 
tralen Agrarkreditinstitutes gehört, soll die Mög- 
lichkeit geschaffen werden, auch diese Zwecke, 
allerdings unter Wahrung des Vorranges für Pro- 
duktion und Forschung, zu berücksichtigen. 

Nr. 4 f: 

Die — bisher in § 4 Abs. 3 und 4 enthaltenen — 
Vorschriften des § 18 (neu), die im Regierungs- 
entwurf einer nur der besseren sprachlichen Klar- 
heit dienenden Neuformulierung unterzogen wor- 
den sind, bedürfen nach Ansicht des Ausschusses 
noch einer geringfügigen Abwandlung: 

Im ersten Satz des Absatzes 2 soll nicht mehr 
die Bildung gesonderter Deckungsmassen für jede 
Gattung von Schuldverschreibungen der Anstalt 
zur Regel gemacht, sondern im Interesse der 
Arbeitsvereinfachung grundsätzlich eine Deckungs- 
masse für die verschiedenen Gattungen von 
Schuldverschreibungen gebildet werden; die Mög- 
lichkeit getrennter Deckungsmassen bleibt dabei 
aber für den Bedarfsfall offen. Im übrigen ist der 
Ausschuß dem — auch von der Bundesregierung 
akzeptierten — Vorschläge des Bundesrates bei- 
getreten, daß Schuldbuchforderungen an öffent- 
lich-rechtliche Grundkreditanstalten den Pfand- 
briefen und verwandten Schuldverschreibungen 
hinsichtlich der Deckungsfähigkeit gleichgestellt 
sein sollen. 
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Nr. 5 a: 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß die Emäh- 
rungswirtschaft mit nur einem Sitz im Verwal- 
tungsrat nicht ausreichend vertreten ist, sondern, 
entsprechend ihrer Unterteilung in Industrie imd 
Handel, für jede dieser Untergruppen einen Sitz 
erhalten sollte. Er hält es ferner für erforderlich, 
daß auch die Landwirtschaftskammern mit zwei 
Sitzen im Verwaltungsrat vertreten sind, weil 
nicht alle Landwirte dem Deutschen Bauernver- 
band angehören und auch die Kammern in den 
Ländern, in denen sie bestehen, als Vertretungs- 
organisation der rentenbankgrundschuldpflichtigen 
Betriebe anzusehen sind. Wenn hierdurch die in 
§ 7 festgelegte Zahl der Ausschußmitglieder um 
drei erhöht wird und damit ( einschließlich des 
Vorsitzenden) einunddreißig beträgt, so ist sie nach 
Ansicht des Ausschusses noch nicht zu groß, um 
die Arbeitsfäjhigkeit des Gremiums zu beeinträch- 
tigen. 

Der Ausschuß konnte dem — auch von der Bun- 
desregierung nicht übernommenen — Vorschlag 
des Bundesrates, die vom Deutschen Bauernver- 
band zu entsendenden Vertreter statt dessen vom 
Zentralausschuß der Deutschen Landwirtschaft be- 
stellen zu lassen, nicht folgen. Der Zentralaus- 
schuß ist eine Arbeitsgemeinschaft, aber kein 
Gremium mit genügend umrissener Aufgaben- 
stellung, um in einem Gesetz Nominierungsbefug- 
nisse zu erhalten (vgl. auch die Ausführungen zu 
Nr. 6). Im übrigen dürfte den diesem Vorschlag 
zugrundeliegenden Absichten des Bundesrates 
durch die Berücksichtigung der Landwirtschafts- 
kammern sinngemäß Rechnung getragen sein. 

Ferner wurde eine Klarstellung in dem Sinne 
für erforderlich gehalten, daß bei der Auswahl der 
Vertreter des Bauernverbandes die Inhaber bäuer- 
licher Familienbetriebe zu berücksichtigen sind; 
dies kam nach Meinung des Ausschusses in der 
bisherigen Fassung des Gesetzes nicht deutlich 
genug zum Ausdruck. 

Nr. 5 c: 

Ebensowenig wie die Bundesregierung hat auch 
der Ernährungsausschuß dem Vorschlag des Bun- 
desrates beipflichten können, nach dem in der 
Frage der Vertretung der Landwirtschaftsminister 
der Länder die jetzt geltende Fassung des Ge- 
setzes bestehen bleiben soll. Die Fassung der Re- 
gierungsvorlage, die statt der Minister selbst nur 
deren ständige Vertreter im Amt als Mitglieder 
des Verwaltungsrates zuläßt, scheint dem Aus- 
schuß besser zu gewährleisten, daß wirklich ent- 
scheidungsbefugte Personen an den — in zahl- 
reichen Fällen kreditpolitisch sehr wichtigen — 
Beratungen und Beschlüssen des Verwaltungsrates 
teilnehmen. 

Die vom Bundesrat mit Zustimmung der Bun- 
desregierung vorgeschlagene neue Bestimmung, 


daß Mitglieder der Anstaltsversammlung nicht zu- 
gleich dem Verwaltungsrat angehören, wird auch 
vom Ausschuß für zweckmäßig gehalten. 

Nr. 6: 

In der Frage der Zusammensetzung der An- 
staltsversammlung ist der Ausschuß weder der 
Regierungsvorlage noch dem Vorschlag des Bun- 
desrates gefolgt. Er möchte aus den unter Nr. 5 a 
dargelegten Gründen die Ausstattung des Zentral- 
ausschusses der Deutschen Landwirtschaft mit dem 
Recht zur Nominierung von Vertretern auch hier 
vermieden sehen und hat in seinem eigenen Vor- 
schlag die Sitze in der Anstaltsversammlung auf die 
einschlägigen Mitgliederverbände des Zentralaus- 
schusses aufgeteilt, so daß (außer den zehn vom 
Bundesrat berufenen Mitgliedern) zehn vom Deut- 
schen Bauernverband e. V., fünf vom Deutschen 
Raiffeisenverband e. V, und fünf vom Verband 
der Landwirtschaftskammern e. V. entsandt wer- 
den. 

Den vom Bundesrat vorgeschlagenen neuen 
Satz 2 des § 8 Abs. 2, den auch die Bundesregie- 
rung übernommen hatte, hat der Ausschuß be- 
stehen lassen, da seiner Meinung nach auch bei 
der Auswahl der Mitglieder der Anstaltsversamm- 
lung die einzelnen Betriebsgrößenklassen, speziell 
die bäuerlichen Familienbetriebe, Berücksichtigung 
finden müssen. 

Nr. 6 a: 

Aus den bereits unter Nr. 2 erörterten Grün- 
den hielt der Ausschuß eine etwas freizügigere 
Handhabung der Gewinnverteilung für zweck- 
mäßig und hat daher die entsprechende Änderung 
des § 9 Satz 2 vorzuschlagen beschlossen. 

Nr, 9: 

Nachdem durch den Bundesrat die Berlin- 
Klausel in das Gesetz eingefügt worden ist und 
die Bundesregierung, die ursprünglich die In- 
kraftsetzung der Rentenbankgesetzgebung in Ber- 
lin durch Rechtsverordnung gemäß dem Dritten 
Überleitungsgesetz vorgesehen hatte, zugestimmt 
hat, erübrigen sich in § 17 die Worte „im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes befindlichen“, so daß die 
im jetzigen Wortlaut des Gesetzes enthaltenen 
Worte ,, im Vereinigten Wirtschaftsgebiet befind- 
lichen“ ersatzlos fortfallen können. 

Zu Artikel 11: 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hatte im 
Hinblick auf die Erhöhung des Anteils am Ertrag 
der Rentenbankgrundschuld, der gemäß § 3 des 
Gesetzes über die Landwirtschaftliche Rentenbank 
für die Deutsche Genossenschaftskasse bestimmt 
ist, von 60 auf 64 Millionen DM (vgl. Artikel I Nr. 4) 
vorgeschlagen, daß der Bundesminister der Finan- 
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zen ermächtigt werden soll, den § 5 des Gesetzes 
über die Deutsche Genoss enschaftskasse, der auf 
§ 3 des Rentenbankgesetzes Bezug nimmt, unter 
entsprechender Anpassung neu bekanntzumachen. 
Der Ernährungsausschuß schließt sich diesem Vor- 
schlag an. 

Zu Artikel III: 

Da der Ausschuß sich dafür entschieden hat, für 
die Nominierung von Vertretern im Verwaltungs- 
rat nicht den Zentralausschuß der Deutschen Land- 
wirtschaft statt des Deutschen Bauernverbandes 
vorzusehen, und da er in der Frage der Stellver- 
tretung für die Landwirtschaftsminister der Län- 
der nur deren ständige Vertreter im Amt zuzu- 
lassen beschlossen hat (vgl. Artikel I Nr. 5 a und 
5 b), ist für den Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates zu Artikel III keine Grundlage mehr vor- 
handen. 


Zu Artikel III a: 

In dem vom Bundesrat mit guten Gründen, 
denen sich die Bundesregierung nicht verschlossen 
hat, eingeführten Artikel III a schlägt der Ausschuß 
lediglich eine Änderung des Termins für die erst- 
malige Fälligkeit der Rentenbankgrundschuldzin- 
sen in Berlin auf den 1. April 1954 vor, da der in 
der Vorlage genannte Termin (1. April 1953) be- 
reits verstrichen ist. 

Namens des Ernährungsausschusses habe ich 
den Auftrag, Sie zu bitten, dem Gesetz in der 
Fassung der Beschlüsse des 19. Ausschusses zuzu- 
stimmen. 

Bonn, den 23. Juni 1953 

Revenstorff 

Berichterstatter 


II. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Nr. 4202 der Drucksachen — 
mit den aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Änderungen zuzustimmen. 


Bonn, den 23. Juni 1953 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Dr. Dr. Müller (Bonn) Revenstorff 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Landwirtschaftliche Rentenbank 
- Nr. 4202 der Drucksachen - 


mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Landwirtschaftliche Renten- 
bank 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank vom 11. Mai 1949 (WiGBl. 
L». 77) wird wie folgt geändert: 

1, a) In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„ im V ereinigten Wirtschaftsgebiet“ 
gestrichen. 

b) § 1 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Den Sitz der Anstalt bestimmt 
nach Anhörung des Verwaltungs- 
rates die Bundesregierung.“ 

c) § 1 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Sie bedarf der Genehmigung der 
Bundesregierung. “ 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Landwirtschaftliche Renten- 
bank 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank vom 11. Mai 1949 (WIGBl. 
S. 77) wird wie folgt geändert: 

1. a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


1 a. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Verstärkung des Grund- 
kapitals Ist eine Hauptrücklage zu 
bilden, der die Reingewinne, soweit 
sie nicht nach der Satzung zur Bildung 
anderer Rücklagen oder bis zu 10 vom 
Hundert nach einem Beschluß der An- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


staltsversammlung gemäß § 9 zu ver- 
wenden sind, solange zugeführt wer- 
den, bis Grundkapital und Hauptrück- 
lage zusammen den Betrag von 
200 Millionen Deutsche Mark erreicht 
haben.“ 

2. § 2 erhält folgenden Absatz 3: 2. unverändert 

„(3) Ein durch gesetzliche Vorschrift 
bei der Landwirtschaftlichen Renten- 
bank gebildetes Zweckvermögen ein- 
schließlich späterer Zuweisungen wird 
dem in Absatz 2 vorgesehenen Kapital 
nicht zugerechnet.“ 

3. Im S 3 werden die Worte „60 Millionen 3. unverändert 

Deutsche Mark“ ersetzt durch die Worte 

„64 Millionen Deütsche Mark“. 

4. a) In § 4 Abs, 1 Nr. 1 a erhält Satz 2 4. a) unverändert 

folgende Fassung: 

„Die für die Genossenschaften be- 
stimmten Mittel für kurz- und 
mittelfristige Kredite sind über die 
Deutsche Genossenschaftskasse zu 
leiten.“ 

b) In § 4 Abs. 1 Nr. 1 b erhalten Satz 2 b) unverändert 

und 3 folgende Fassung: 

„Welche Unternehmen diese Vor- 
aussetzunjren erfüllen, und welchen 
Betrag die Kredite an diese Unter- 
nehmen insgesamt nicht über- 
schreiten dürfen, bestimmt der 
Verwaltungsrat mit Zweidrittel- 
mehrheit der Mitglieder; diese Be- 
schlüsse bedürfen der Zustimmung 
des Kommissars (§ 11).“ 

c) In § 4 Abs. 1 Nr, 1 b wird Satz 5 ge- c) unverändert 

strichen. 

d) In ^ 4 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 werden die d) unverändert 

Worte „der Verwaltungsrat des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes mit Zu- 
stimmung des Länderrates“ ersetzt 

durch die Worte „die Bundesregie- 
rung“. 

e) 4 Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 erhält e) unverändert 

folgende Fassung: 

„diese Beteiligung ist nur aus- 
nahmsweise zulässig und bedarf 
der Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten sowie des Bun- 
desministers der Finanzen“. 
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Entwurf 

f) § 4 Abs. 3 und 4 werden § 18 Abs. 1 
und 2 und erhalten folgende Fassung: 

418 

Dedtungsvorsdiriften 

(1) Die von der Landwirtschaft- 
lichen Rentenbank ausgegebenen 
Schuldverschreibungen auf den In- 
haber müssen in vollem Umfange 
sowohl der Höhe des Umlaufs als 
auch dem Zinsertrag nach gedeckt 
sein. Als Deckung sind zulässig: 

1 , die Rentenbankgrundschuld oder 
andere öffentlidie Grundstücks- 
lasten; 

2. Pfandbriefe oder Schuldver- 
schreibungen nach dem Hypo- 
thekenbankgesetz oder dem Ge- 
setz über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibun- 
gen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anstalten; 


3, auf die Landwirtschaftliche 
Rentenbank ausgestellte oder an 
sie abgetretene oder verpfändete 
Schiddverpflichtungen von Ge- 
bietskörperschaften oder öffent- 
lich-rechtlichen T rägern der Lan- 
deskultur; 

4, andere Sicherheiten, die den An- 
forderungen des Hypotheken- 
bankgesetzes oder des Gesetzes 
über die Pfandbriefe und ver- 
wandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditan- 
stalten entsprechen. 

Fehlende Deckung kann vorüber- 
gehend nach Maßgabe der Vor- 
schriften des Hypothekenbankge- 
setzes anderweitig ersetzt werden. 

(2) Für jede Ausgabe von 
Schuldverschreibungen ist eine ge- 
sonderte Deckungsmasse zu bilden, 
die unter der Verwaltung eines 
oder mehrerer Treuhänder steht. 
Treuhänder und etwaige Stellver- 
treter werden auf Vorschlag der 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

f) § 4 Abs. 3 und 4 werden § 18 Abs. 1 
und 2 und erhalten folgende Fassung: 

4 18 

Deckungsvorschriften 

(1) Die von der Landwirtschaft- 
lichen Rentenbank ausgegebenen 
Schuldverschreibungen auf den In- 
haber müssen in vollem Umfange 
sowohl der Höhe des Umlaufs als 
auch dem Zinsertrag nach gedeckt 
sein. Als Deckung sind zulässig: 

1. unverändert 


2. Pfandbriefe oder Schuldver- 
schreibungen nach dem Hypo- 
thekenbankgesetz oder dem Ge- 
setz über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibun- 
gen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anstalten; diesen stehen die von 
öffentlich - rechtlichen Grund- 
kreditanstalten begründeten 
Schuldbuchforderungen gleich; 

3. unverändert 


4. unverändert 


Fehlende Deckung kann vorüber- 
gehend nach Maßgabe der Vor- 
schriften des Hypöthekenbankge- 
setzes anderweitig ersetzt werden. 

(2) Für die Schuldverschreibun- 
gen ist eine Deckungsmasse, im Be- 
darfsfälle für eine Ausgabe von 
Schuldverschreibungen eine geson- 
derte Deckungsmasse zu bilden, die 
unter der Verwaltung eines oder 
mehrerer Treuhänder steht. Treu- 


6 



Entwurf 

Landwirtschaftlichen Rentenbank 
von dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und For- 
sten zusammen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen ernannt. 
Für sie gelten die Bestimmungen 
über Treuhänder von Hypo- 
thekenbanken und öffentllch-redbt- 
lichen Pfandbriefinstituten sinnge- 
mäß.“ 

g) § 4 Abs. 5 wird Absatz 3. 

5. a) § 7 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: 

„zwölf Vertretern landwirt- 
schaftlicher und ernährungswirt- 
schaftlicher Organisationen, von 
denen benannt werden 

neun vom Deutschen Bauernver- 
band e. V., 

zwei vom Deutschen Raiffeisen- 
verband e.V., 

einer als Vertreter der Ernäh- 
rungswirtschaft von den 
emährungswirtschaftlichen 
Verbänden. 


Bei der Auswahl der Vertreter des 
Deutschen Bauernverbandes e. V. 
sind die einzelnen Betriebsgrößen- 
klassen, insbesondere die bäu- 
erlichen Familienbe- 
triebe, angemessen zu berück- 
sichtigen; mindestens ein Vertre- 
ter muß Heimatvertriebener sein.“ 

b) § 7 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende 
Fassung: 

„sechs Landwirtschaftsministern 
der Länder oder ihren ständigen 
Vertretern im Amt; die Länder 
werden vom Bundesrat für eine 
von ihm zu bemessende Zeitdauer 
bestimmt.“ 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

händer und etwaige Stellvertreter 
werden auf Vorschlag der Land- 
wirtschaftlichen Rentenbank von 
dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 
zusammen mit dem Bundesminister 
der Finanzen ernannt. Für sie gel- 
ten die Bestimmungen über Treu- 
händer von Hypothekenbanken 
und öffentlich-rechtlichen Pfand- 
briefinstituten sinngemäß. 

g) unverändert 

5. a) § 7 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: 

„fünfzehn Vertretern landwirt- 
schaftlicher und ernährungswirt- 
schaftlicher Organisationen, von 
denen benannt werden 

neun vom Deutschen Bauernver- 
band e. V., 

zwei vom Deutschen Raiffeisen- 
verband e. V., 

zwei als Vertreter der Ernäh- 
rungswirtschaft (Industrie 
und Handel) von den ernäh- 
rungswirtschaftlichen Ver- 
bänden, 

zwei vom Verband der Landwirt- 
schaftskammern. 

Bei der Auswahl der Vertreter des 
Deutschen Bauernverbandes e. V. 
sind die einzelnen Betriebsgrößen- 
klassen, insbesondere bäuerlicher 
Familienbetriebsinhaber, angemes- 
sen zu berücksichtigen; mindestens 
ein Vertreter muß Heimatvertrie- 
bener sein.“ 

b) unverändert 


c) Nach § 7 Abs. 1 wird folgender Ab- 
satz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Mitglieder der Anstalts- 
versammlung dürfen dem Verwal- 
tungsrat nicht angehören.“ 
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Entwurf 

6. S 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»Die Anstaltsversammlung besteht 
aus dreißig Eigentümern oder PUdi- 
tem belasteter Grundstücke. Je zehn, 
unter denen jeweils ein Heimatver- 
triebener sein muß, werden vom 
Bundesrat, vom Zentralaus- 
schuß der deutschen Land- 
wirtschaft und vom Deutschen 
Bauernverband e. V. berufen.“ 


7. In § 11 Abs. 1 werden die Worte »der 
Verwaltungsrat des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets“ ersetzt durch die Worte 
»die Bundesregierung“. 

8. In § 15 Abs. 2 Satz 1 heißt es statt »§ 4 
Abs. 3“ »S 18 Abs. 1“. 

9. In § 17 werden die Worte »der Direktor 
der Verwaltung für Finanzen und der 
Direktor der Verwaltung für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten“ durch die 
Worte »der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und der 
Bundesminister der Finanzen“ und die 
Worte »im Vereinigten Wirtschafts- 
gebiet“ durch die Worte „im 
Geltungsbereich dieses Ge- 
s e t z e s“ ersetzt. 

10. § 18 wird gestrichen. 

11. § 19 erhält folgenden Absatz 3: 

»(3) § 248 Abs. 2 Satz 2 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches findet Anwen- 
dung, soweit Kreditinstitute Dar- 
lehen aus Mitteln der Landwirtschaft- 
lichen Rentenbank gewähren.“ 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

6. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»Die Anstaltsversammlung besteht 
aus dreißig Eigentümern oder Päch- 
tern belasteter Grundstücke. Je zehn, 
unter denen jeweils ein Heimatvertrie- 
bener sein muß, werden vom Bundes- 
rat und vom Deutschen Bauernver- 
band e, V., je fünf Vertreter vom 
Raiffeisenverband e. V. und vom Ver- 
band der Landwirtschaftskammern be- 
rufen. Bei der Auswahl der Vertreter 
sind die einzelnen Betriebsgrößen- 
klassen, insbesondere die bäuerlichen 
Familienbetriebe, angemessen zu be- 
rücksichtigen.“ 

6 a. § 9 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

»Sie dürfen nur für eine das All- 
gemeininteresse wahrende Förde- 
rung der Landwirtschaft, insbeson- 
dere der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung oder der landwirtschaft- 
lichen Forschung, verwendet 
werden.“ 

7. unverändert 


8. In § 15 Abs. 2 Satz 1 heißt es statt »§ 4 
Abs. 3“ »§ 18 Abs. 1“ und in Satz 4 statt 
»§ 4 Abs. 4“ »§ 18 Abs. 2“. 

9. In § 17 werden die Worte »der Direktor 
der Verwaltung für Finanzen und der 
Direktor der Verwaltung für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten“ durch die 
Worte »der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und der 
Bundesminister der Finanzen“ ersetzt 
und die Worte »im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet“ gestrichen. 


10. unverändert 

1 1 . unverändert 
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Entwurf 

12. § 20 wird gestrichen. 

Artikel II 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Gesetzes über die Landwirt- 
schaftliche Rentenbank in der nach diesem 
Gesetz geltenden Fassung mit dem Datum 
der Bekanntmachung neu bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes 
zu beseitigen. 


Artikel III 

Die gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 2 in der Fas- 
sung des Artikels I Nr. 5 Budist. a vom 
Deutsdien Bauernverband e.V. in den Ver- 
waltungsrat zu entsendenden Vertreter sind 
innerhalb von drei Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes neu zu benennen bzw. 
zu bestätigen; innerhalb der gleichen Frist 
sind vom Bundesrat die Länder zu bestimmen, 
die durch Ihre Landwirtschaftsminister oder 
deren ständige Vertreter im Amt gemäß § 7 
Abs. 1 Nr. 4 in der Fassung des Artikels I 
Nr. 5 Buchst, b im Verwaltungsrat ver- 
treten sind. Die übrigen Mitglieder des Ver- 
waltungsrates bleiben bis zum regelmäßigen 
Ablauf Ihrer Amtsdauer Im Amt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
12. unverändert 


Artikel II 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes über die Land- 
wirtschaftliche Rentenbank in der nach die- 
sem Gesetz geltenden Fassung mit dem Da- 
tum der Bekanntmachung neu bekanntzu- 
machen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlautes zu beseitigen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des § 5 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über die Deutsche Ge- 
nossenschaftskasse in der nach diesem Gesetz 
geltenden Fassung mit dem Datum der Be- 
kanntmachung neu bekanntzumadien und 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be- 
seitigen. 

Artikel III 
unverändert 


Artikel III a 

(1) Das Gesetz über die Landwirt- 
schaftliche Rentenbank vom 11. Mai 
1949 (WiGBl. S. 77) in der Fassung 
dieses Gesetzes sowie das Gesetz über 
die Rentenbankgrundschuld vom 
11. Mai 1949 (WiGBl. S. 79) und die 
hierzu erlassenen Rechtsverordnungen 
gelten in Berlin, sobald das Land Ber- 
lin die Anwendung dieser Gesetze ge- 
mäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Verfas- 
sung beschlossen hat. 
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Entwurf 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(2) Das Gesetz über die Renten- 
bankgrundschuld ist in Berlin mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß die Ab- 
gaben nach § 3 des Gesetzes erstmalig 
am 1. April 1954 zu entrichten sind. 

Artikel IV 
unverändert 
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